
Premiere für ein bisher einmaliges Projekt von drei Fernuniversitäten:
IP ERASMUS Summer School in Law 2008 in Madrid
(sz/mvh) Für viele Studie-
rende der spanischen UNED 
(Universidad Nacional de 
Educación a Distancia), Stu-
dierende der niederländi-
schen OU (OpenUniversiteit) 
und FernUni-Studierende 
war es wohl ungewohnt, 
zwei Wochen komplett in 
Gesellschaft von Kommili-
tonen, fremde Rechtsord-
nungen kennenzulernen 
und gemeinsam in verglei-
chenden Seminaren mit den 
Lerninhalten zu arbeiten – 
und das auch noch im som-
merlichen Madrid.
 Begeistert waren am Ende 
alle Teilnehmer – sowohl von 
den Lösungswegen fremder 
Rechtsordnungen für gleich-
artige soziale Probleme, als 
auch davon, in der spani-
schen Hauptstadt zwei Wo-
chen lang zu wohnen, zu 
arbeiten und die Kultur- und 
Freizeitmöglichkeiten der 
Metropole abseits des Stun-
denplanes zu erkunden. Ge-
fördert wurde die „IP Sum-
mer School in Law“ durch 
das ERASMUS Programm 
der Europäischen Union.  
Allein für die 12 Plätze für 
Deutsche Studierende hat-
ten sich über 100 Personen 
beworben. 
Ein verständliches Interesse, 
denn die „Summer School in 
Law“ bit neben einem inten-
siven kulturellen Austausch 
und einem anspruchsvol-
len Lernprogramm auch 
die Möglichkeit, innerhalb 
von zwei Wochen eines der 
Wahlmodule des „Bachelor 

Gruppenfoto aller Teilnehmer der Summer School und einiger Dozenten am Plaza de    
    Mayor im Zentrum von Madrid.      (Fotos: mvh)

of Laws“ zu absolvieren.   
Mit der “Erasmus IP Sum-
mer School in Law 2008”, 
die vom 13. bis zum 25. 
Juli in Madrid stattfand, ist 
den drei beteiligten europä-
ischen FernUniversitäten ein 
Projekt geglückt, das bisher 
in dieser Form einmalig ist. 
Prof. Pablo de Diego Ange-
les, Prodekan der Rechts-
wissenschaftlichen Fakultät 
der UNED, und sein Team 
präsentierten sich den 36 
Studierenden aus Spanien, 
Deutschland und den Nie-
derlanden als ausgezeichne-
te Gastgeber. 

Organisiert wurde das Pro-
jekt von Prof. Pablo de Diego 
Angeles zusammen mit Prof. 
Huub Spoormans (OU) und 
RA Nils Szuka (FernUniver-
sität) in enger Zusammen-
arbeit mit den beteiligten 
Dozenten. Die Vorlesungen 
zum Deutschen Recht hielten 
Prof. Dr. Karl-August Prinz 
von Sachsen Gessaphe (Zi-
vilrecht), Dr. Kathrin Rentrop 
(Strafrecht), Dr. Bernhard 
Kreße (Wirtschaftsrecht) 
und RA Nils Szuka (Verfas-
sungsrecht). Im Mittelpunkt 
der Vorlesungen standen für 
die Studierenden die jewei-
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ligen Rechtsordnungen ihrer 
europäischen Nachbarn. 
Für die deutschen Studie-
renden bedeutete dies eine 
intensive Einführung in das 
niederländische und spa-
nische Verfassungs-, Wirt-
schafts-, Zivil- und Straf-
recht. Zunächst wurden 
Grundlagen der jeweiligen 
Rechtsordnung durch die 
Dozenten herausgearbei-
tet, in den vergleichenden 
Seminaren zum jeweiligen 
Rechtsbereich wurden die 
Studierenden anschließend 
mit den unterschiedlichsten 
Aufgabenstellungen und 
Fragen konfrontiert. Welche 
Lösungsansätze etwa bieten 
die einzelnen Rechtsordnun-
gen für ein und den selben 
Fall an, welche verfassungs-
mäßigen Grundprinzipien 
sollte ein fi ktiver Staat aus 
den jeweiligen Verfas-
sungsmodellen adaptieren, 
welche Alternativen zu be-
kannten Modellen wären 
denkbar? Welche Sanktions- 
und Strafmodelle sieht das 
spanische, niederländische 
und das deutsche Recht vor? 
Wie wurden Richtlinien in 
den einzelnen Ländern um-
gesetzt, welche Folgen hat 
dies für Verbraucher? Gear-
beitet wurde dabei vielfach 
in national bunt gemischten 
Gruppen, die Kommunikati-
on innerhalb der Gruppen, 

aber auch während der ge-
samten „Summer School“ 
fand dabei in Englisch statt.
 Umso wichtiger war  daher 
für viele Studierende  auch 
die Einführung in die Engli-
sche Rechtssprache und das 
„Common-Law“-System. 
Gemeinsam mit den Vor-
lesungen zum Europarecht 
bestimmte „Legal English“ 
den Stundenplan der ersten 
Woche, die zweite Woche 
stand dann ganz im Zeichen 
der Vorlesungen der Rechts-
ordnungen der Europäischen 
Nachbarn und der verglei-
chenden Seminare. Abseits 
des Vorlesungsprogrammes 
bot nicht nur die spanische 
Hauptstadt selbst eine Viel-
zahl an Möglichkeiten, die 
Freizeit individuell zu gestal-
ten. Auch Gruppenaktivitä-
ten wie eine Führung durch 
die historische Altstadt und 
ein Besuch der Niederländi-
schen Botschaft, sowie ein 
Empfang der Studierenden-
schaft der UNED gehörten 
zum Programm der zweiwö-
chigen Veranstaltung.   Alle 
Studierenden aus drei Nati-
onen wohnten und arbeite-
ten in den zwei Wochen der 
„ERASMUS IP Summer School 
in Law 2008“ im  Colegio 
Mayor San Augustin, das 
sich in unmittelbarer Nähe 
der UNED und im Herzen des 
Universitätsviertels der spa-

nischen Hauptstadt befi ndet. 
Gerade die intensive Zusam-
menarbeit mit Dozenten 
und Studierenden und die 
freundschaftlichen Kontakte, 
die sich in den zwei Wochen 
der „Summer School in Law 
2008“ entwickelt haben, 
machten die Veranstaltung 
für viele Teilnehmer zu einem 
besonderen Erlebnis in ihrem 
Studium. Die gute Nachricht 
vorweg: auch im Jahre 2009 
wird eine Summer School 

in Law der drei FernUni-
versitäten der Niederlande, 
Spaniens und Deutschlands 
geben. Diese wird im Som-
mer 2009 von der Nieder-
ländischen OpenUniversiteit 
organisiert. Die Europäische 
Union hat erneut Mittel aus 
dem Erasmus Programm 
zur Verfügung gestellt. Da 
zur Zeit aber weder der ge-
naue Ort -  im Gespräch sind 
Maastricht, Den Haag oder 
Gent (Belgien) - noch das ge-
naue Datum feststehen, sind 
Anmeldungen oder Vormer-
kungen für das Programm 
nicht möglich und werden 
auch nicht angenommen. 
Alle Studierenden werden 
rechtzeitig über die Depe-
sche und die Homepage der 
Fakultät über die Anmel-
defristen und Modalitäten 
informiert. Vor Januar 2009 
wird jedoch hiermit nicht 
zu rechnen sein. Wir bit-
ten recht herzlich bis dahin 
auch von weiteren Rückfra-
gen, Anschreiben per Mail 
und „vorgezogenen“ An-
meldungen abzusehen. Ent-
sprechende „Anmeldungen“ 
werden nicht berücksichtigt  
und werden ungelesen ge-
löscht. 

Impression aus dem Parque del Buen Retiro - der grünen Lunge der spanischen   
    Hauptstadt. Im Mittelpunkt steht der Palacio de Cristal.
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Statue im Parque del Oeste, in unmittelbarer Nähe       
   des Colegio Mayor San Augustin.
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IP Summer Summer School in Law 2008 - aus Sicht eines Studierenden:

„Madrid hat seinen eigenen Rhythmus...“
Von Josef Golderer

Nach den vielen offi ziellen 
Informationen der Fern-
uni hier nun also ein klei-
ner Erfahrungsbericht eines 
Teilnehmenden der ersten 
Summer School of Law von 
insgesamt 36 Studieren-
den der UNED Madrid, der 
OpenUniversiteit Nederland 
und der Fernuni Hagen.
Wo anfangen? Am besten 
bei der Landung in Madrid 
– was würde uns hier erwar-
ten? Lernprogramme wie an 
einer Präsenzuni, allerdings 
mit großem internationalen 
Bezug, Bekanntschaft mit 
den Dozenten und Mitstu-
dierenden, die Stadt und 
das Leben in Madrid – eine 
völlig unerwartete Aussicht 
für den gemeinen Fernuni-
Studierenden.
Also angekommen am Flug-
hafen von  Madrid, abgeholt 
von RA Nils Szuka an der 
Metro-Station und gleich 
die erste Erfahrung: Jawohl, 
sie leben, Fernuni-Dozenten 
kann man nicht nur in Vi-
deopräsentationen betrach-
ten  oder höchstens mal 
auf Präsenzveranstaltungen 
erleben, nein, es sind Per-
sonen aus Fleisch und Blut, 
mit denen man manch inte-
ressantes Gespräch führen 
kann.

Angekommen Sonntag 
Abend gegen 18.00 im Cole-
gio Mayor San Augustin, ein  
Wohnheim, international 
ausgerichtet für Studierende 
aus verschiedenen Ländern, 
Dozenten und auch Lehrer, 
die auf Weiterbildungs-Ver-
anstaltungen während der 
Ferien vor Ort waren. Unse-
re Heimat für 14 Tage also, 
für 36 Studierende zwischen 
19 und 65 Jahren... Schlicht, 
aber sehr behaglich einge-
richtet, mit Essraum, Zim-
mern mit Dusche und WC, 
Computerraum, verschie-

denen Gemeinschaftsberei-
chen und nicht zu vergessen 
einem großen Swimming-
pool, der sich für die  Siesta-
Zeiten und die Abende noch 
als sehr nützlich erweisen 
sollte.
Erste kurze Kennenlernge-
spräche mit den ankom-
menden Mitstudierenden, 
ein kurzes Briefi ng gegen 
22.00 Uhr, früh schlafen 
(wenigstens an diesem Tag, 
danach diktierte der Lebens-
rhythmus von Madrid unser 
Leben) und dann ging es am 
Montag los. Schwerpunkt 
war zunächst ein Sprachkurs 
– „legal english“, verknüpft 
mit einer Einführung in das 
„Common-Law“-System. 
Nun ja, für den einen oder 
anderen zunächst mal eine 
kleiner Schock – war es doch 
so, dass die meisten hollän-
dischen Studierenden sich 
als ziemliche Experten in 
der Terminologie des „legal 
english“ erwiesen, während 
es für die meisten von uns 
noch Neuland war. Aber es 

war ja Zeit, nachmittags am 
Pool, während der langen 
Pausen, Wissenslücken an-
hand der nun gebunden vor-
liegenden Skripte in „legal 
english“ aufzuarbeiten, wie 
auch  auf die anstehenden 
Veranstaltungen vorzuberei-
ten. Die Woche verging  mit 
einem wohldosierten Mix 
aus „legal english“-lessons, 
Vorlesungen zu EU-Law und 
erste Veranstaltungen zu 
den „constitutional law“-
lessons,  Nach- und Vorar-
beiten.
Madrid hat seinen eigenen 
Rhythmus, eine südeuropä-
ische Weltstadt im Hoch-
sommer, und so ist klar, dass 
Lernen zu dieser Zeit anders 
funktioniert – aber es funk-
tioniert. Nur lernt man auch 
schon mal zu etwas unge-
wöhnlicheren Zeiten oder 
Orten, am Swimmingpool 
zum Beispiel, immer mal un-
terbrochen von einer Runde 
Schwimmen oder Wasser-
ball-Spielen – jawohl, auch 
Uni-Dozenten können Was-

serball spielen!
Man kann natürlich  auch in 
den Gemeinschaftsräumen 
gut lernen oder -  seltener - 
auf den Zimmern. 
Was gab es sonst noch in 
dieser Woche? Da die Ver-
anstaltungen in der ersten 
Woche schon um 14. 00 
Uhr zu Ende waren und 
noch keine Seminare an-
standen, gab es Gelegenheit 
zu ersten Besichtigungen, 
Einkaufsbummel  und erste 
zaghafte Besuche der örtli-
chen Tapas-Bars,  Straßen-
cafés und Kneipen, wo man 
Blicke auf das Stadtleben 
werfen konnte.
Am Freitag  gab es dann ei-
nen Empfang mit Festrede 
bei der örtlichen organisier-
ten Studentenschaft, der Hö-
hepunkt war ein mehrgän-
giges Buffet vom Feinsten, 
ein Ausdruck der überwäl-
tigenden spanischen Gast-
freundlichkeit.  Wie auch 
hier erwähnt werden muss 
– der Empfang an der Uni-
versität und die Begrüßung 

Außenaufnahme des Museo Nacional del Prado, das bedeutende Werke der europäi-    
   schen Kunstgeschichte beherbergt.      (Foto: mvh)
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der Dozenten war geprägt 
von warmer Herzlichkeit, die 
man lange in Erinnerung be-
halten wird.
Jedenfalls war am Ende der  
Woche unter der Studenten-
schaft ein vertrautes Klima 
entstanden: Holländische, 
spanische und deutsche 
Fernuni-Studenten hockten 
zusammen, tauschten sich 
aus über die verschiedenen 
Rechtssysteme – auch das 
eine Form von Lernen – wie 
auch über die Pläne zur Ge-
staltung der langen, heißen 
Abende von Madrid. Auch 
der Umgang mit den Dozen-
ten war sehr zwanglos. Man 
traf sich am Pool, zu den ge-
meinsamen Mahlzeiten, es 
gab eine Menge Spaß….
Die Wochenenden waren 
dann frei und wurden zu Be-
sichtigungen und Ausfl ügen 
genutzt, Königspalast, Pra-
do, das benachbarte Toledo, 
und was Madrid sonst noch 
zu bieten hat.

In der 2. Woche wurde die 
Stundenzahl der Lehrver-
anstaltungen dann höher: 
Auf dem Programm stan-
den  „constitutional law“, 
„civil law“, „penal law“ 
und  „economic law“ der 

verschiedenen Länder. Ab-
gerundet wurden die Veran-
staltungen mit den Semina-
ren, die dann auch benotet 
wurden. Hier bewiesen die 
Dozenten große Phantasie 
in der Art der Präsentatio-
nen,  welche die Studieren-
den in Gruppen vorzube-
reiten und zu präsentieren 
hatten.  Sei es, dass eine 
mögliche  Verfassung des  
halb-fi ktiven Staates Trans-
danubien anhand spezieller 
Rahmenbedingungen zu er-
stellen war, sei es, dass man 
im Strafrecht in die Rolle des 
„prosecutors“, „attorneys“ 
oder „judge“ schlüpfte und 
die Rechtsfolge einer Straf-
tat anhand verschiedener 
Rechtssysteme abzuwägen 
war. Im Zivilrecht wurde ein 
komplizierterer Fall aus dem 
Sachenrecht erarbeitet, wo-
bei es interessant war, zu 
sehen, inwieweit die typisch 
deutsche Ausformung des 
Abstraktionsprinzips, das 
es zum Beispiel im holländi-
schen Zivilrecht überhaupt 
nicht gibt, zu unterschied-
lichen Ergebnissen bei der 
Falllösung führt.
Im Bereich „economic and 
law“ schließlich wurde ein 
Fall mit Bezügen zum inter-

nationalen Privatrecht an-
hand einzelner Arbeitsschrit-
te in Gruppen analysiert und 
verglichen, bei denen es um 
Anwendung von Verbrau-
cherschutzrecht ging. Stich-
wörter EU-Richtlinien zum 
Verbrauchsgüterkauf, die 
entsprechenden Normen im 
EGBGB, §§ 474 ff. BGB.
Die Seminare wurden dann 
benotet. Zum Abschluss der 
Veranstaltung am Freitag 
wurde für diesen Teil der 
Mitarbeit den Studierenden 
die Note mitgeteilt. Wei-
terhin erfuhren wir, dass in 
der moodle-Lernumgebung 
schon die Themen für die 
Hausarbeit eingestellt sind, 
die im Anschluss an die 
„Summer-School“ von uns 
zu bearbeiten ist. Aus den 
Bereichen Anwesenheit, 
Seminarbenotung und Ab-
schlussarbeit wird dann die 
Gesamtnote zusammenge-
setzt, die auf unseren Zertifi -
katen erscheinen wird.
Der Abschluss der Veran-
staltung bildete dann ein 
viergängiges Dinner in der 
UNED, ein weiterer Ausdruck  
überwältigender Gastfreund-
schaft.

Der Rest war Urlaub, freie 

Zeit bis zum Rückfl ug am 
Samstag, eine letzte Gele-
genheit zum abendlichen 
Rotweintrinken am Pool, Be-
sichtigungen, Shopping, Ta-
pas-Bars besuchen, nicht zu 
vergessen die Tanzbars, in de-
nen angeblich der eine oder 
andere Fernuni-Studierende 
und auch  Dozent gesichtet 
worden sein soll – denn wer 
einmal abends im Sommer in 
Madrid  im Bereich der Plaza 
Mayor oder Plaza Santa Ana 
unterwegs war, wird schnell 
feststellen, dass der Flair 
von Madrid einen nicht un-
bedingt zum Früh-Ins-Bett-
gehen animiert.

Dann Samstag, rasch pa-
cken, Reise zum Flughafen 
mit dem Taxi, Abfl ug und 
zurück in den Alltag…
Für viele von uns bleiben 
sicher ein paar wehmütige 
Erinnerungen an eine unver-
gessliche Zeit mit vielen neu 
gewonnenen Eindrücken 
und Erkenntnissen zurück, 
zusammen mit einer Liste  
von Adressen,  mit der sich 
alte und neu gewonnene 
Kontakte und Freundschaf-
ten hoffentlich noch lange 
pfl egen lassen werden.

Gruppenbild der Teilnehmer und Dozenten vor dem Gebäude der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der UNED.
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Rechtsdienstleistungsgesetz in Kraft:

Neue Betätigungsfelder für LL.B.- 
und LL.M.-Absolventen
von Dr. Bernhard Kreße

Am 1. Juli 2008 ist das Recht-
dienstleistungsgesetz (RDG), 
mit dem das seit 1935 gel-
tende Rechtsbera-tungsge-
setz (RBerG) abgelöst wird, 
in Kraft getreten. Dem Ge-
setz vorausgegangen sind 
verschiedene Entscheidun-
gen des Bundesverfassungs-
gerichts (BVerfG), mit denen 
dieses unter Hinweis auf die 
grundgesetzlich geschützte 
Berufsfreiheit hervorgeho-
ben hat, daß nicht jede Tä-
tigkeit mit rechtlichen Bezü-
gen als erlaubnispfl ichtige 
Rechtsbesorgung im Sinne 
des RBerG angesehen wer-
den dürfe. Es hat daher eini-
ge Vorschriften des RBerG in 
ihrem Anwendungsbereich 
eingeschränkt. Für die Ab-
solventen der rechtswissen-
schaftlichen Bachelor- und 
Masterstudiengänge der 
Fernuniversität bedeutet 
das Inkrafttreten des RDG, 
daß der Gesetzgeber nun 
erstmals Bereiche auf dem 
Gebiet der Rechtsberatung 
anerkannt hat, die nicht aus-
schließlich den Rechtsanwäl-
ten vorbehalten sind, und die 
daher ab sofort als Arbeits-
felder für die Bachelors und 
Masters of Law in Betracht 
kommen. 

Das Gesetz regelt aus-
schließlich die außergericht-
liche Rechtsberatung. Die 
Befugnis zur gerichtlichen 
Vertretung, die weiterhin im 
Wesentlichen den Rechts-
anwälten vorbehalten ist, 
richtet sich nicht nach dem 
RDG.

I. Der Begriff der Rechts-
dienstleistung

1. Die Tatbestandsmerkmale 

der Rechtsdienstleistung
Zentralvorschrift des RDG 
ist sein § 2, der den Begriff 
der Rechtsdienstleistung de-
fi niert. Rechtsdienstleistung 
ist hiernach jede Tätigkeit 
in konkreten fremden An-
gelegenheiten, sobald sie 
eine rechtliche Prüfung des 
Einzelfalls erfordert. Der 
Rechtdienstleistungsbegriff 
besteht daher aus drei Ele-
menten: rechtliche Prüfung, 
Einzelfallprüfung, konkrete 
fremde Angelegenheit.

a) Rechtliche Prüfung
Insbesondere die Auslegung 
des Terminus „rechtliche Prü-
fung“ hat die Regelungsab-
sicht des Gesetzgebers, den 
Begriff der Rechtsdienstleis-
tung restriktiv zu verstehen, 
zu berücksichtigen. Daher 
kann nicht jede auf die Ge-
staltung konkreter fremder 
Rechtsangelegenheiten oder 
die Verwirklichung konkre-
ter fremder Rechte zielende 
Tätigkeit als Rechtsdienstleis-
tung zu verstehen sein. Durch 
das Erfordernis einer „recht-
lichen Prüfung“ wird viel-
mehr hervorgehoben, dass 
die Tätigkeit eine besondere 
Prüfung der Rechtslage im 
Sinne eines juristischen Sub-
sumtionsvorgangs erfordert, 
um Rechtsdienstleistung zu 
sein. Rechtsbesorgende Ba-
gatelltätigkeiten, Geschäfts-
besorgungstätigkeiten, die 
keine besondere rechtliche 
Prüfung erfordern, sowie 
die rechtliche Beurteilung 
von Rechtsfragen, die auch 
für Laien leicht und eindeu-
tig sind, sind somit mangels 
rechtlicher Prüfung keine 
Rechtsdienstleistungen. Rich-
tet sich beispielsweise eine 
Tätigkeit auf Ermittlungen zu 
einem Sachverhalt oder die 
Einholung von Auskünften, 

liegt keine rechtliche Prü-
fung vor. Eine unterstützen-
de Dienstleistung für Dritte 
wird nicht allein deshalb zur 
Rechtsdienstleistung, weil 
ohne Kenntnis des maßgeb-
lichen Rechts jede sachan-
gemessene und wirksame 
Hilfeleistung unmöglich ist, 
vgl. BVerfG NJW 2007, 2389 
(2390). 

Auch die sogenannten Treu-
handfälle werden nach der 
Gesetzesbegründung nicht 
vom Begriff der Rechts-
dienstleistung erfasst (BT-
Drucks. 16/3655, S. 46): 
Hierbei geht es um Sachver-
halte, bei denen Treuhänder 
im Zusammenhang mit Bau-
träger- oder Anlagemodel-
len aufgrund umfassender 
Vollmachten für ihren Auf-
traggeber Anlageobjekte er-
werben. Nach bisheriger An-
sicht des Bundesgerichtshofs 
handelte es sich um eine 
unerlaubte Rechtsberatung. 
Diese Rechtsprechung dürfte 
sich nun wohl ändern, weil 
die Treuhänder nicht mit der 
rechtlichen Prüfung eines 
Einzelfalls betraut sind.

Aus ähnlichen Erwägungen 
(vgl. auch § 5 Abs. 2 RDG) 
stellen die Durchführung 
von Testamentsvollstre-
ckungen, Haus- und Woh-
nungsverwaltungen und För-
dermittelberatungen keine 
Rechtsdienstleistungen dar. 
Problematischer ist allerdings 
die Tätigkeit im Rahmen von 
Vorsorgevollmachten. Hier 
wird man unterscheiden 
müssen: Sind bei Eintritt des 
Vorsorgefalls umfangreiche 
rechtliche Fragestellungen 
und Tätigkeiten zu erwar-
ten, handelt es sich um eine 
Rechtsdienstleistung. Anders 
liegt es hingegen, wenn le-

diglich etwa das Vermögen 
des Betroffenen verwaltet 
oder dessen höchstpersönli-
che Angelegenheiten zu re-
geln sind; diese Tätigkeit ist 
im Regelfall nicht auf eine 
Rechtsprüfung gerichtet.

b) Einzelfallprüfung
Aus dem Erfordernis der 
Einzelfallprüfung ergibt sich 
eine weitere Beschränkung 
des Begriffs der Rechts-
dienstleistung: Die Erteilung 
allgemeiner Rechtsauskünf-
te fällt nicht unter das RDG. 
Erlaubt ist also beispielswei-
se die Rechtsinformation in 
den Massenmedien oder 
das Verfassen und Verbrei-
ten allgemeiner Merkblätter 
für Kunden. Es handelt sich 
in diesen Fällen lediglich um 
die Verbreitung von an die 
Öffentlichkeit gerichteter 
juristischer Informationen, 
die nicht auf einen Einzelfall 
bezogen ist. Selbst wenn in 
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diesem Kontext Einzelfäl-
le exemplarisch behandelt 
werden, liegt keine Rechts-
dienstleistung vor, wie der 
Gesetzgeber in § 2 Abs. 3 
Nr. 5 RDG nochmals explizit 
klargestellt hat.

Auch der bloße Hinweis auf 
juristische Lektüre oder die 
Wiedergabe oder lediglich 
schematische Anwendung 
von Rechtsnormen sind man-
gels Einzelfallprüfung keine 
Rechtsdienstleistungen. So 
liegt es etwa bei der Darle-
gung allgemeiner Voraus-
setzungen von Verbraucher- 
oder Mieterrechten durch 
einen Verbrau-cher- oder 
Mieterverein. Ein weiteres 
Beispiel wäre im Verkehrsun-
fallrecht der Hinweis darauf, 
daß die Erstattungsfähigkeit 
eines Schadens vom Ver-
schulden oder der Betriebs-
gefahr abhängt, die Repara-
turkosten nur bis zur Höhe 
von 130 % des Wiederbe-
schaffungswertes ersatzfä-
hig sind, auf Gutachtenbasis 
abgerechnet oder eine Nut-
zungsausfallentschädigung 
anstelle eines Mietwagens 
beansprucht werden kann, 
lediglich eine allgemeine 
Rechtsauskunft.

c) Konkrete fremde Angele-
genheit
Mit dem Merkmal „konkret“ 
ist gemeint, daß es sich um 
die besondere Rechtsange-
legenheit einer bestimmten 
einzelnen Person handeln 
muss. Damit werden an einen 
unbestimmten Personen-
kreis oder die Allgemeinheit 
gerichtete Tätigkeiten nicht 
vom Rechtsdienstleistungs-
begriff erfasst. „Fremd“ ist 
hingegen jede Tätigkeit, die 
für einen anderen erbracht 
wird. Die Abgrenzung erfolgt 
anhand einer wirtschaftli-
chen Betrachtungsweise; 
es ist zu fragen, in wessen 
wirtschaftlichen Interesse die 
Besorgung der Rechtsange-
le-genheit liegt. Die Abgren-
zung zwischen eigenem und 
fremdem wirtschaftlichem 
Interesse kann im Einzel-
fall problematisch sein. Ein 

mittelbares Eigeninteres-
se macht die Tätigkeit aber 
nicht zur Rechtsbesorgung, 
wenn das fremde Interesse 
im Vordergrund steht.

Die Beratung der Geschäfts-
führung durch die unterneh-
menseigene Rechtsabteilung 
oder im Unternehmensver-
bund (vgl. § 2 Abs. 3 Nr. 5 
RDG) ist mangels Fremdheit 
gleichfalls keine Rechtdienst-
leistung.

2. Inkassotätigkeiten
Unabhängig von den gera-
de erläuterten Merkmalen 
sind Inkassodienstleistun-
gen stets Rechtsdienstleis-
tungen, § 2 Abs. 2 RDG. Die 
geschäftsmäßige Einziehung 
fremder oder zum Zweck 
der Einzieung auf fremde 
Rechnung abgetretener For-
derungen fällt also unter das 
RDG. Abgetretene Forderun-
gen gelten nach § 2 Abs. 2 
S. 2 RDG für den bisherigen 
Gläubiger als nicht fremd.

3. Gesetzliche Ausnahmen
In § 2 Abs. 3 RDG sind 
verschiedene Tätigkeiten 
genannt, die nicht Rechts-
dienstleistung sind. Neben 
wissenschaftlicher Gutachte-
nerstattung ist z. B. die Streit-
schlichtung aus dem An-
wendungsbereich des RDG 
herausgenommen. Streit-
schlichtung in diesem Sin-
ne umfasst die Tätigkeit der 
Schiedsgerichte (vgl. §§ 1025 
ff. ZPO), der Einigungsstellen 
und der Schlichtungsstellen. 
Einigungsstellen sind die be-
trieblichen Einigungsstellen 
nach § 76 des Betriebsver-
fassungsgesetzes und die 
Einigungsstellen nach den 
Personalvertretungsgesetzen 
des Bundes und der Länder 
(etwa § 71 des Bundesper-
sonalvertretungsgesetzes). 
Schlichtungsstellen sind bei-
spielsweise diejenigen der 
Industrie- und Handelskam-
mern, der Handwerkskam-
mern und Berufsverbände, 
um Streitigkeiten mit Ver-
brauchern beizulegen. Zu 
nennen sind hier etwa die 
Ombudsleute für Banken 

und Versicherungen oder 
auch die Schlichtungsstellen 
des Kfz-Gewerbes.

Von der Streitschlichtung zu 
unterscheiden ist die Me-
diation und jede vergleich-
bare Form der alternativen 
Streitbeilegung. Diese sind 
zwar grundsätzlich auch der 
Anwendbarkeit des RDG 
entzogen, doch gilt dies 
nicht, wenn die Tätigkeit 
durch rechtliche Regelungs-
vorschläge in die Gespräche 
der Beteiligten eingreift. An-
derenfalls läge aber ohnehin 
keine rechtliche Prüfung ei-
nes Einzelfalls vor. Grund für 
die Einbeziehung „jeder ver-
gleichbaren Form der alter-
nativen Streitbeilegung“ ist, 
dass keine verbindliche Defi -
nition der Mediation existiert. 
Gemeint ist nach der Geset-
zesbegründung die Methode 
der außergerichtlichen Kon-
fl iktbearbeitung, in der ein 
neutraler Dritter (Mediator) 
die Beteiligten dabei unter-
stützt, ihren Streit im Wege 
eines Gesprächs beizulegen 
und selbständig eine für alle 
Seiten vorteilhafte Lösung zu 
fi nden, wobei Schwerpunkt 
der Tätigkeit des Mediators 
die Gesprächsleitung ist.

II. Folgerungen für die Ba-
chelors und Masters of Law

Rechtsdienstleistungen im 
Sinne des Gesetzes dürfen 
in der Regel nur von Rechts-
anwälten erbracht werden. 
Das bedeutet aber auch, 
dass all die Tätigkeiten, die 
nach dem oben Gesagten 
nicht unter den Begriff der 
Rechtsdienstleistung fallen, 
allen Absolventen des LL.B.- 
oder LL.M.- Programmes 
offen stehen. Hieraus ergibt 
sich nicht nur wie bisher die 
Option, beispielsweise in 
der Rechts- oder Personal-
abteilung eines Unterneh-
mens zu arbeiten, sondern 
es bestehen auch zahlreiche 
Möglichkeiten, die im Studi-
um erworbenen Kenntnisse 
in selbständiger Tätigkeit zu 
nutzen.
Darüber hinaus dürfen 

Rechtsdienstleistungen im 
Sinne des Gesetzes unter 
anderem in folgenden Fäl-
len auch durch LL.B.- oder 
LL.M.-Absolventen erbracht 
werden:
Erlaubt sind zum einen 
Rechtsdienstleistungen im 
Zusammenhang mit einer 
anderen Tätigkeit. Übt also 
jemand etwa eine Tätigkeit 
als Testamentsvollstrecker, 
Haus- und Wohnungsver-
walter oder Fördermittel-
berater aus, so darf er alle 
Rechtsdienstleistungen er-
bringen, die als Nebenleis-
tung zum Berufs- bzw. Tä-
tigkeitsbild gehören. Ob es 
sich bei einer Tätigkeit um 
eine Nebentätigkeit handelt, 
ist nach Inhalt, Umfang und 
sachlichem Zusammenhang 
mit der Haupttätigkeit unter 
Berücksichtigung der Rechts-
kenntnisse zu beurteilen, die 
für die Haupttätigkeit erfor-
derlich sind. Aufgrund der 
im LL.B.- oder LL.M.-Studium 
erworbenen Rechtskenntnis-
se können also im Vergleich 
zu juristischen Laien weiter-
gehende Befugnisse herge-
leitet werden. Die genauen 
Grenzen werden sich aller-
dings wohl erst durch Ge-
richtsurteile herausstellen.
Zum anderen ist auf die 
Möglichkeit hinzuweisen, 
sich aufgrund besonde-
rer Sachkunde als Inkasso-
dienstleister registrieren zu 
lassen (§ 10 Abs. 1 Nr. 1, 11 
Abs. 1 RDG). Diese Registrie-
rung ist Voraussetzung für 
die Erbringung derartiger 
Dienstleistungen. Der erfor-
derliche Nachweis besonde-
rer theoretischer Sachkunde 
dürfte bereits durch den 
erfolgreichen Abschluß des 
Bachelorstudiums erbracht 
sein. Mangels studienbeglei-
tender Praktika ist allerdings 
unter Umständen noch eine 
zweijährige Berufsausübung 
unter Anleitung erforderlich, 
z. B. als Angestellter in einem 
Inkassobüro, vgl. § 12 Abs. 3 
RDG. Registrierte Inkassodi-
enstleister dürfen neben der 
außergerichtlichen Tätigkeit 
auch ein gerichtliches Mahn-
verfahren durchführen.
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Rechtswissenschaftliche Fakultät ehrt Absolventen:

Dies Academicus der Fakultät im 
Zeichen der Ausbildungsreform
(mvh) Nach der gelungenen 
Premiere im letzten Jahr ver-
anstaltet die Rechtswissen-
schaftliche Fakultät auch in 
diesem Jahr ihren „Dies Aca-
demicus“, um die Absolven-
ten der Studiengänge der 
Fakultät und die Promoven-
den und Promovendinnen zu 
ehren. Zum ersten Mal wer-
den dabei auch Absolventen 
des Studienganges „Master 
of Laws“ geehrt. 

Umrahmt wird die Veranstal-
tung, die am Freitag, dem 
26. September, ab 15 Uhr 
in der Ellipse im Informatik-
zentrum der FernUniversität 
stattfi ndet, von einem mu-
sikalischen Programm. Auch 
in diesem Jahr verleiht die 
Juristische Gesellschaft Ha-
gen e.V. einen Preis für eine 
besondere Promotionsleis-
tung. 

Anlass zum Feiern gibt zu-
dem die 200. Promotion an 
der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät der FernUniversität, 
die ebenfalls an diesem Tag 
geehrt wird. Dass die Fakul-
tät diese enorme Zahl an 
Promovendinnen und Pro-
movenden hervorgebracht 

hat, ist als eine besondere 
Leistung hervorzuheben. 
Als Festredner konnte der De-
kan der Rechtswissenschaft-
lichen Fakultät der OpenUni-

versiteit Nederland, Prof. Dr. 
Huub Spoormans gewonnen 
werden. Der renommierte, 
niederländische Rechts- und 
Politikwissenschaftler wird 

sich thematisch in seinem 
Festvortrag mit der Juristen-
ausbildungsreform in den 
Niederlanden und dem Ein-
satz von E-Learning in juristi-
schen Studien befassen. Ge-
rade das Thema E-Learning 
ist dabei in Anbetracht der 
Debatte über bestehende 
und zukünftige Konzepte an 
der FernUni hochaktuell. 

Der Blick über die deutschen 
Grenzen hinaus könnte hier 
neue Wege im Umgang mit 
E-Learning im Bereich der 
Rechtswissenschaften auf-
zeigen und frische Impulse 
in die Diskussion mit einbrin-
gen. Zum Abschluss wird 
auch in diesem Jahr ein Emp-
fang stattfi nden, der von der 
Gesellschaft der Freunde der 
FernUniversität e.V. ausge-
richtet wird. Eingeladen sind 
alle Absolventen der Rechts-
wissenschaftlichen Fakultät, 
Angehörige, Studierende 
und Interessierte. 

Um Anmeldung wird gebe-
ten (dekanat.rewi@fernuni-
hagen.de).
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Prof. Dr. Huub Spormanns, Dekan der Rechtswissenschaft- 
    lichen Fakultät der OpenUniversiteit Nederland.    (Foto: mvh)
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